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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1946 Ausgegeben am 27. September 1946 53. Stück

1 7 2 . Bundesgesetz: Warenverkehrsgesetz.
1 7 3 . Bundesgesetz: Arbeiterurlaubsgesetz.
1 7 4 . Bundesgesetz: Abänderungen und Ergänzungen von Urlaubsvorschriften.
175. Bundesgesetz: Abänderung des Papierverbrauchs-Lenkungsgesetzes.
1 7 6 . Bundesgesetz: Landwirtschaftliches Wiederaufbaugesetz.

1 7 2 . Bundesgesetz vom 24. Juli 1946, womit
das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau zur Erlassung von Vorschrif-
ten zur Regelung des Warenverkehrs er-

mächtigt wird (Warenverkehrsgese tz) .

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Das Bundesministerium für Handel u n d
Wiederaufbau wird ermächtigt, im Rahmen
seines Wirkungsbereiches den Verkehr mit Wa-
ren (Rohstoffen, Halbfabrikaten und Fertigwaren)
durch Verordnung zu regeln.

§ 2. (1) Eine solche Verordnung darf nur er-
lassen werden, wenn die Kammer für Handel,
Gewerbe, Industrie, Geld- und Kreditwesen in
Wien und die Kammer für Arbeiter und Ange-
stellte in Wien, beide als. geschäftsführende
Stellen der Kammertage, binnen einer ange-
messenen, vom Bundesministerium für Handel
und Wiederaufbau festzusetzenden Frist keinen
Einspruch dagegen erheben.

(2) Die im Abs. (J) genannten Kammern
können die Erlassung einer solchen Verordnung
beantragen. Diesem Antrag ist zu entsprechen,
wenn die andere als die antragstellende Kammer
binnen einer angemessenen Frist [Abs. (1)] keinen
Einspruch dagegen erhebt.

(3) Die Verordnung ist t ro tz des Einspruches
der Kammern zu erlassen, wenn das Bundes-
ministerium für Handel und Wiederaufbau dies
für notwendig hält und eine aus je zwei Ver-
t retern dieses Bundesministeriums, des Bundes-
ministeriums für Finanzen, des Bundesministe-
riums für Vermögenssicherung und Wirtschafts-
planung und des Bundesministeriums für soziale
Verwaltung zusammengesetzte Kommission dem
zustimmt.

§ 3. (1) Die Regelung des Warenverkehrs kann
insbesondere die Erzeugung, die Beschaffung,
den Absatz, die Lagerung, den Verbrauch und
die Verarbeitung von Waren und die Feststel-
lung von Vorrä ten umfassen. Die Bestimmungen
des Preisregelungsgesetzes vom 17. Juli 1945,
St. G . Bl. N r . 89, bleiben unberühr t .

(2) In den gemäß § 1 erlassenen Verordnungen
kann bestimmt werden, daß ohne Genehmigung
der mit der Durchführung der Verkehrsregelung
betrauten Stellen Rechtsgeschäfte über die dieser
Regelung unterworfenen Waren nichtig und
Veränderungen (Verarbeitung, Verbrauch usw.)
dieser Waren unzulässig sind.

§ 4. (1) Das Bundesministerium für Handel
und Wiederaufbau kann, gegebenenfalls im Ein-
vernehmen mit den sonst sachlich zuständigen
Bundesministerien, die Beschlagnahme und die
Pflicht zur Ablieferung von Waren anordnen.

(2) Jede derart ige Vorschrift ha t Bestim-
mungen über das an den bisherigen Eigentümer
zu entr ichtende Entgelt zu enthalten.

(3) Sollte sich nachträglich herausstellen, daß
durch die Beschlagnahme der Bestand des ab-
gabepflichtigen Betriebes ernstlich gefährdet
wird, kann die zuständige Kammer für Handel ,
Gewerbe, Industrie, Geld- und Kreditwesen oder
die zuständige Kammer für Arbeiter und Ange-
stellte dagegen Einspruch erheben, über den das
Bundesministerium für Handel und Wiederauf-
bau nach Anhörung der im § 2, Abs." (3), ge-
nannten Kommission endgültig entscheidet.

(4) Waren, auf die den Alliierten Mächten oder
ihren Staatsangehörigen ein Anspruch als Eigen-
tümer oder aus einem sonstigen Rechtstitel zu-
steht, unterliegen nicht der Beschlagnahme und
der Pflicht zur Ablieferung nach Abs. (1).

§ 5. (1) Das Bundesministerium für Handel
und Wiederaufbau kann die ihm nach diesem
Bundesgesetz zustehenden Befugnisse ganz oder
teilweise auf nachgeordnete Behörden oder auf
Körperschaften des öffentlichen Rechtes über-
tragen.

(2) Werden diese Befugnisse Unternehmerver -
bänden zur Verwaltung übertragen, so sind
an ihren Beratungen u n d Beschlußfassungen die
zuständigen Kammern für Arbeiter und Ange-
stellte paritätisch zu beteiligen.

§ 6. (1) Die Selbstverwaltungskörper können
zur Deckung der ihnen im Zusammenhange mi t
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der Verkehrsregelung erwachsenden Verwal-
tungskosten Gebühren einheben. Die Höhe der
Gebühren wird vom Bundesministerium für
Handel und Wiederaufbau im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium für Finanzen bestimmt.

(2) Den Selbstverwaltungskörpern steht das
Recht zu, rückständige Gebühren im Verwal-
tungswege nach den Bestimmungen des Verwal-
tungsvollstreckungsgesetzes einzutreiben.

§ 7. (1) Zur Beratung und Begutachtung aller
mit der Warenverkehrsregelung zusammenhän-
genden Fragen können beim Bundesministerium
für Handel und Wiederaufbau Beiräte für die
Warenverkehrsregelung bestellt werden.

(2) Diese Beiräte setzen sich aus den in gleicher
Anzahl entsandten Vertretern der Arbeitgeber-
und Arbeitnehmerverbände für die Erzeugung
der der Verkehrsregelung unterworfenen Waren
und den Handel mit diesen zusammen. Den Vor-
sitz in dem Beirat führt ein Vertreter des Bun-
desministeriums für Handel und Wiederaufbau.
Die übrigen Mitglieder des Beirates werden auf
Vorschlag der zuständigen Berufsvertretungen
vom Bundesministerium für Handel und Wieder-
aufbau bestellt.

(3) Die Mitglieder des Beirates sind verpflich-
tet, über die Einrichtungen und Geschäftsver-
hältnisse, von denen sie bei Ausübung ihrer
Tätigkeit im Beirat Kenntnis erlangen, Ver-
schwiegenheit zu beobachten und sich der Mit-
teilung und Verwertung der Geschäfts- und Be-
triebsgeheimnisse zu enthalten. Sie sind, soweit
sie nicht beamtete Vertreter sind, auf die ge-
wissenhafte Erfüllung ihrer Obliegenheiten durch
Handschlag zu verpflichten.

(4) Falls eine einheitliche Auffassung über eine
im Beirat behandelte Frage nicht erzielt werden
kann, sind die voneinander abweichenden Stel-
lungnahmen in der Niederschrift über die Sit-
zung des Beirates festzuhalten.

(5) In jeder der gemäß § 1 erlassenen Verord-
nungen zur Regelung des Warenverkehrs ist zu
bestimmen, zu welchen Terminen der Beirat
zusammenzutreten hat. Darüber hinaus kann
der Beirat vom Vorsitzenden auf begründeten
Antrag eines Beiratsmitgliedes jederzeit einbe-
rufen werden.

§ 8. (1) Zuwiderhandlungen gegen die Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes oder der auf
Grund desselben erlassenen Verordnungen wer-
den, sofern sie keinen gerichtlich zu verfol-
genden oder nach anderen Vorschriften strenger
zu ahndenden Tatbestand darstellen, als Ver-
waltungsübertretungen mit Geld bis zu
20.000 S und im Falle der Uneinbringlichkeit
mit Arrest bis zu drei Monaten bestraft.

(2) Hat der Täter vorsätzlich gehandelt oder
ist er wegen Übertretung dieser Art wiederholt
straffällig geworden, kann neben der Geldstrafe
auch eine Arreststrafe bis zu drei Monaten ver-

hängt, der Verfall der Erzeugnisse, auf die sich
die strafbare Handlung bezieht, ausgesprochen
und auf Verlust der Gewerbeberechtigung er-
kannt werden.

§ 9. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist das Bundesministerium für Handel
und Wiederaufbau im Einvernehmen mit den
beteiligten Bundesministerien betraut.

(2) Das. Bundesgesetz tritt am 31. Dezember
1947 außer Kraft.

Renner
Figl Heinl

173. Bundesgesetz vom 25. Juli 1946
über den Urlaub von Arbeitern (Arbeiter-

urlaubsgesetz).
Der Nationalrat hat beschlossen:

Geltungsbereich,
§ 1. (1) Die Bestimmungen dieses Bundes-

gesetzes gelten, soweit im folgenden nichts an-
deres bestimmt ist, für Dienstverhältnisse von
Arbeitern aller Art, die auf einem privatrecht-
lichen Vertrag beruhen.

(2) D ie Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
gelten nicht für Dienstverhältnisse

a) die dem Bauarbeiter-Urlaubsgesetz vom
20. März 1946, B. G. Bl. Nr . 81, unter-
liegen,

b) der Land- und Forstarbeiter.
(3) Die Regelung der Urlaube der Heim-

arbeiter wird, soweit für sie die Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes nicht gelten, einem beson-
deren Bundesgesetze vorbehalten.

§ 2. Arbeiter im Sinne dieses Bundesgesetzes
sind Dienstnehmer einschließlich der Lehrlinge,
ohne Unterschied des Alters und Geschlechtes,
sofern sie nicht vorwiegend zur Leistung kauf-
männischer oder höherer nichtkaufmännischer
Dienste oder zu Kanzleiarbeiten angestellt sind

Urlaubsausmaß.

§ 3. (1) D e m Arbeiter gebührt in jedem Dienst-
jahr ein ununterbrochener Urlaub. Das Urlaubs-
ausmaß beträgt bei einer Dienstzeit von weniger
als fünf Dienstjahren zwölf Werktage; es er-
höht sich auf achtzehn Werktage, wenn das
Dienstverhältnis ohne Unterbrechung fünf
Jahre, und auf vierundzwanzig Werktage, wenn
es ohne Unterbrechung fünfzehn Jahre gedauert
hat.

(2) Jugendlichen Arbeitern gebührt bis zum
Ende des Dienstjahres, in dem sie das 18. Le-
bensjahr vollenden, in jedem Dienstjahr ein-
ununterbrochener Urlaub von achtzehn Werk-
tagen.

(3) Der Anspruch auf Urlaub im ersten Dienst-
jahr entsteht nicht vor Zurücklegung einer
ununterbrochenen Dienstzeit von neun Monaten.
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(4) Für die Bemessung der Urlaubsdauer sind
Dienstzeiten, die keine längeren Unterbrechun-
gen als jeweils sechzig Tage aulweisen, zusam-
menzurechnen.

(5) Zeiten, während deren Personen, die dem
Opfer-Fürsorgegesetz vom 17. Juli 1945, St. G.
Bl. Nr. 90, unterliegen, nachweisbar aus politi-
schen Gründen in Haft waren, sind für die Be-
messung der Urlaubsdauer anzurechnen.

(6) Die Zeit, während der ein Arbeiter durch
Krankheit oder durch einen Unglücksfall an der
Leistung seiner Dienste verhindert ist, darf in
den Urlaub nicht eingerechnet werden.

Urlaubsantritt.

§ 4. Der Zeitpunkt des Urlaubsantrittes ist
im Einvernehmen zwischen dem Dienstgeber und
dem Arbeiter unter Rücksichtnahme auf die
Erfordernisse des Betriebes und die Erholungs-
möglichkeit des Arbeiters zu bestimmen.

Urlaubsteilung.

§ 5. Der Urlaub kann in zwei Teilen gewährt
werden, doch darf ein Teil nicht weniger als
sechs Werktage betragen. Durch Kollektivver-
trag kann eine andere Regelung getroffen wer-
den.

Urlaubsentgelt.

§ 6. (1) Während des Urlaubes beihält der
Arbeiter den Anspruch auf das Entgelt nach
Maßgabe der folgenden Bestimmungen.

(2) Der Berechnung des Urlaubsentgeltes nach
Abs. (1) ist der Lohn zugrundezulegen, der sich
aus der für den Arbeiter geltenden wöchentlichen
Normalarbeitszeit ergibt. Bei Akkord-, Stück-
oder Gedinglohn bemißt sich das Urlaubsent-
gelt, wenn nicht durch Kollektivvertrag etwas
anderes vereinbart ist, nach dem Durchschnitt
der letzten dreizehn Wochen unter Ausschei-
dung nur ausnahmsweise geleisteter Arbeiten.

(3) Für die Heimarbeit gelten als regelmäßiges
Entgelt zwei vom H u n d e r t des Jahresdurch-
schnittes für jede Urlaubswoche, wenn der Heim-
arbeiter während des Jahres voll beschäftigt war.
Ist aber während des Urlaubsjahres die Arbeit
mindestens vier Wochen unterbrochen worden,
so ist das Urlaubsentgelt nach dem Durch-
schnittsverdienst der tatsächlichen Beschäftigungs-
zeit zu berechnen.

(4) Ist die Verpflegung vereinbart und n immt
sie der Arbeiter während des Urlaubes nicht in
Anspruch, so gebührt ihm an ihrer Stelle für
jeden Urlaubstag, einschließlich der in den
Ur laub fallenden Sonn- und Feiertage, de r Be-
trag seines täglichen Krankengeldes.

(5) Die Beträge nach Abs. (1) bis (4) sind bei
Ant r i t t des Urlaubes für die ganze Urlaubs-
dauer im voraus zu bezahlen.

Abfindung.

§ 7. D e m Arbeiter gebühr t eine Abfindung,
wenn das Dienstverhältnis vor Verbrauch eines
Urlaubes beendet wird. Die Abfindung beträgt
für jede Woche seit Beginn des Dienstjahres, in
dem ein Urlaub nicht verbraucht wurde, ein
Zweiundfünfzigstel des Urlaubsentgeltes, das ge-
bühr t hat te , wenn in dem betreffenden Dienst-
jahr de r Ur laub verbraucht worden wäre.

Verlust von Ansprüchen.

§ 8. Der Arbeiter verliert die Ansprüche auf
Urlaub und Abfindung, wenn er ohne wichtigen
Grund vorzeitig austr i t t ; er verliert den An-
spruch auf Urlaub, wenn ihn ein Verschulden
an der vorzeitigen Entlassung trifft, jedoch
bleibt der Anspruch auf Abfindung gewahrt.

Unabdingbarkeit .

§ 9. Die dem Arbeiter durch dieses Bundes-
gesetz Zusteheaden. Ansprüche können durch
Dienstvertrag, Arbeits(Dienst)ordnung und —
soweit dieses Bundesgesetz nichts anderes be-
st immt — durch Kollektivvertrag weder auf-

gehoben noch beschränkt werden.

Pfändungsschutz.

§ 10. Das Urlaubsentgelt und die Abfindung
sind der Exekution entzogen, soweit sie nicht
Unterhaksansprüche betrifft.

Aufhebung von Vorschriften.

§ 11 . (1) Das Gesetz vom 30. Juli 1919, St. G.
Bl. N r . 395, über den Ur laub von Arbeitern
(Arbeiterurlaubsgesetz) t r i t t außer Kraft.

(2) Fü r die diesem Bundesgesetz unterliegen-
den Dienstverhältnisse finden die Bestimmungen
des § 21 des Gesetzes über Kinderarbeit und
über die Arbeitszeit der Jugendlichen (Jugend-
schutzgesetz) vom 30. April 1938, Deutsches
R. G. Bl. I S. 437, samt den dazugehörigen Be-
stimmungen der Ausführungsverordnung zu
diesem Gesetz vom 12. Dezember 1938, Deut-
sches R. G . B l . I S. 1777, keine Anwendung.

Wirksamkeitsbeginn und Vollziehung.

§ 12. (1) Dieses Bundesgesetz t r i t t am Tage
der Kundmachung in Kraft. Die Bestimmungen
des § 3 wirken auf die Dienstzeit v o m Beginn
des Dienstjahres an zurück, in das der W i r k -
samkeitsbeginn dieses Bundesgesetzes fällt.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung im Einvernehmen mi t den beteiligten
Bundesministerien bet raut .

Renner
Figl Maisel
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1 7 4 . Bundesgesetz vom 25. Juli 1946
über Abänderungen und Ergänzungen von

Urlaubsvorschriften.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.
§ 1. Das Gesetz vom 26 Februar 1920, St. G.

Bl. Nr . 101, über den Dienstvertrag der Haus-
gehilfen (Hausgehilfengesetz) wird wie folgt ab-
geändert:

1. D e r § 9 h a t z u l a u t e n :
„§ 9. (1) Der Hausgehilfe hat Anspruch auf

einen Urlaub, auf den, soweit in Abs. (2) nicht
anderes bestimmt wird, das Bundesgesetz vom
25. Juli 1946, B. G. Bl. Nr . 173, über den Urlaub
von Arbeitern (Arbeiterurlaubsgesetz) sinngemäß
anzuwenden ist.

(2) Während des Urlaubes gebührt dem Haus-
gehilfen neben den auf diese Zeit entfallenden
Geldbezügen ein Urlaubszuschuß, dessen Aus-
maß je nach der Urlaubsdauer das Einfache, das
Eineinhalbfache oder das Zweifache der monat-
lichen Geldbezüge beträgt ."

2. Im § 27 h a t 1 i t. c z u l a u t e n :
„c) Dem Dienstnehmer gebührt in jedem

Dienstjahr ein ununterbrochener Urlaub.
Das Urlaubsausmaß beträgt im ersten
Dienstjahr zwölf Werktage; es erhöht sich
auf vierundzwanzig Werktage, wenn das
Dienstverhältnis ohne Unterbrechung zwei
Jahre gedauert hat. Der Anspruch auf Ur-
laub im ersten Dienstjahr entsteht nicht
vor Zurücklegung einer ununterbrochenen
Dienstzeit von neun Monaten. Während
des Urlaubes gebührt dem Dienstnehmer
neben den auf diese Zeit entfallenden Geld-
bezügen ein Urlaubszuschuß, dessen Aus-
maß je nach Urlaubsdauer das Einfache
oder das Zweifache der monatlichen Geld-
bezüge beträgt. Dieser Zuschuß sowie die
auf den Urlaub entfallenden Geldbezüge
sind bei Antr i t t des Urlaubes für die gan-
ze Urlaubsdauer im voraus zu bezahlen.

Im übrigen sind die Bestimmungen der §§ 3,
Abs. (4) bis (6), 4, 5 und 7 bis 10 des Bundes-
gesetzes vom 25. Juli 1946, B. G. Bl. Nr . 173,
über den Urlaub von Arbeitern (Arbeiterur-
laubsgesetz) sinngemäß anzuwenden."

Artikel II.

§ 2. Der § 5, Abs. (2), des Bundesgesetzes vom
13. Dezember 1922, B. G. Bl. Nr . 878, über den
Dienstvertrag der Hausbesorger (Hausbesorger-
ordnung) hat zu lauten:

„(2) Der Hausbesorger hat Anspruch auf einen
Urlaub, auf den die Bestimmungen des Bundes-
gesetzes vom 25. Juli 1946, B. G. Bl. Nr . 173,
über den Urlaub von Arbeitern (Arbeiterur-
laubsgesetz) sinngemäß anzuwenden sind."

Artikel HL

§ 3. Der § 4 des Bundesgesetzes vom 20. De-
zember 1928, B. G. Bl. Nr . 359, über die Rege-
lung des Dienstverhältnisses der Privatkraftwa-
genführer (Privat-Kraftwagenführergesetz) hat
zu lauten:

„§ 4. Der Privatkraftwagenführer hat An-
spruch auf einen Urlaub, auf den die Bestim-
mungen des Bundesgesetzes vom 25. Juli 1946,
B. G. Bl. Nr . 173, über den Urlaub von Ar-
beitern (Arbeiterurlaubsgesetz) sinngemäß an-
zuwenden sind."

Artikel IV.

§ 4. Die §§ 4 und 13 des Bundesgesetzes vom
20. März 1946, B .G . Bl. Nr . 81, über den Ur-
laub von Arbeitern in Baugewerben und Bau-
nebengewerben (Bauarbeiter-Urlaubsgesetz) ha-
ben zu lauten:

„§ 4. (1) Nach Beschäftigungszeiten von je-
weils 43 Arbeitswochen gebührt ein ununter-
brochener Urlaub von zwölf Werktagen; er er-
höht sich

auf 18 Werktage, wenn die Beschäftigungs-
zeiten eine Gesamtdauer von insgesamt minde-
stens 215 Arbeitswochen und

auf 24 Werktage, wenn sie mindestens 645 Ar-
beitswochen erreicht haben.

(2) Jugendlichen Arbeitern vor dem vollende-
ten 18. Lebenjahr gebührt nach Beschäftigungs-
zeiten von jeweils 43 Arbeitswochen ein un-
unterbrochener Urlaub von 18 Werktagen.

(3) Bei Ermitt lung der Beschäftigungszeiten,
die für die Urlaubsdauer maßgebend sind
[Abs. (1)], sind auch Dienstverhältnisse der in
§ 1 bezeichneten Art anzurechnen, die in der
Zeit vor dem 26. Mai 1946 zurückgelegt worden
sind, jedoch nicht länger als zehn Jahre, gerech-
net von dem Zeitpunkt der Begründung des
jeweiligen Urlaubsanspruches zurückliegen; die
auf die Dauer dieser Dienstverhältnisse entfallen-
den Kalenderwochen sind Arbeitswochen gleich-
zustellen, auch wenn die Voraussetzungen des
§ 6, Abs. (2), nicht gegeben sind.

(4) Zeiten, während deren Personen, die dem
Opfer-Fürsorgegesetz v o m 17. Juli 1945,
St. G. Bl. N r . 90, unterliegen, nachweisbar aus
politischen Gründen in Haf t waren, sind für die
Bemessung der Urlaubsdauer voll anzurechnen, so-
weit sie nicht schon nach Abs. (3) angerechnet
wurden und aus diesem Grunde für die U r -
laubsdauer zu berücksichtigen sind

(5) Der Ze i tpunk t des Urlaubsantr i t tes ist im
Einvernehmen zwischen Dienstgeber u n d A r -
beiter un te r Rücksichtnahme auf die Erforder-
nisse des Betriebes und die Erholungsmöglich-
keit des Arbeiters zu bes t immen.

§ 13. Die Zuschläge (S 7), das Urlaubsengelt
(§ 11) und die Abfindungen (§ 12) sind der
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Exekution entzogen, soweit sie nicht Unter-
haltsansprüche betrifft."

§ 5. Nach § 13 des Bauarbeiter-Urlaubs-
gesetzes ist folgender § 13 a, der die Über-
schrift „Unabdingbarkeit" erhält, einzuschalten:

„§ 13 a. Die dem Arbeiter durch dieses
Bundesgesetz zustehenden Ansprüche können
durch Dienstvertrag, Arbeits(Dienst)ordnung
und — soweit dieses Bundesgesetz nichts an-
deres bestimmt — durch Kollektivvertrag weder
aufgehoben noch beschränkt werden.

Artikel V.

§ 6. Der § 17 des Bundesgesetzes vom 11. Mai
1921, B. G. Bl. Nr. 292, über den Dienstver-
trag der Privatangestellten (Angestelltengesetz)
hat zu lauten:

„§ 17. (1) Dem Angestellten gebührt in. jedem
Dienstjahr ein ununterbrochener Urlaub. Das
Urlaubsausmaß beträgt bei einer Dienstzeit von
weniger als fünf Dienstjahren zwölf Werktage;
es erhöht sich auf 18 Werktage, wenn das
Dienstverhältnis ohne Unterbrechung fünf
Jahre, auf 24 Werktage, wenn es zehn Jahre
und auf 30 Werktage, wenn es 25 Jahre ge-
dauert hat.

(2) Jugendlichen Angestellten gebührt bis zum.
Ende des Dienstjahres, in dem sie das 18. Le-
bensjahr vollenden, in jedem Dienstjahr ein
ununterbrochener Urlaub von 18 Werktagen.

(3) Der Anspruch auf Urlaub im ersten Dienst-
jahr entsteht nicht vor Zurücklegung einer un-
unterbrochenen Dienstzeit von sechs Monaten.

(4) Wenn das Dienstverhältnis wenigstens
zwei Jahre ununterbrochen gedauert hat, so ist
die in anderen Dienstverhältnissen im Inlande
zugebrachte Dienstzeit als Angestellter, Arbei-
ter oder Lehrling, sofern sie mindestens je sechs
Monate gedauert hat, für die Bemessung der.
Urlaubsdauer bis zum Höchstausmaß von fünf
Jahren anzurechnen. Im Falle einer Übernahme
in das Angestelltenverhältnis wird die Dienst-
zeit als Arbeiter bei demselben Dienstgeber so-
fort zur Gänze angerechnet.

(5) Dienstzeiten [Abs. (4)], die zwischen dem
13. März 1938 und dem 27. April 1945 im
Deutschen Reich oder in vom Deutschen Reich
besetzten Gebieten zurückgelegt wurden, gelten
als im Inlande zugebrachte Dienstzeiten.

(6) Zeiten, während deren Personen, die dem
Opfer-Fürsorgegesetz unterliegen, nachweisbar
aus politischen Gründen in Haft waren, sind für
die Bemessung der Urlaubsdauer voll anzurech-
nen. Diese Anrechnung findet nicht statt, so-
weit ein Dienstverhältnis während der Haft
aufrechtgeblieben und aus diesem Grunde für
die Urlaubsdauer zu berücksichtigen ist.

(7) Hat das Dienstverhältnis ununterbrochen
sechs Monate gedauert, so ist dem Angestellten,
der Hochschulstudien zurückgelegt hat, für die

Bemessung der Urlaubsdauer eine der gewöhn-
lichen Dauer dieser Studien entsprechende Zeit,
soweit sie fünf Jahre nicht übersteigt, anzu-
rechnen.

(8) Für die Bemessung der Urlaubsdauer sind
Dienstzeiten, die keine längeren Unterbrechun-
gen als jeweils 60 Tage aufweisen, zusammen-
zurechnen.

(9) Die Zeit, während der ein Angestellter
durch Krankheit oder durch einen Unglücksfall
an der Leistung seiner Dienste verhindert ist,
darf in den Urlaub nicht eingerechnet werden.

(10) Der Urlaub kann in zwei Teilen gewährt
werden, doch darf ein Teil nicht weniger als
sechs Werktage betragen. Durch Kollektivver-
trag kann eine andere Regelung getroffen werden.

(11) Der Zeitpunkt des Urlaubsantrittes ist im
Einvernehmen zwischen dem Dienstgeber und
dem Angestellten unter Rücksichtnahme auf die
Erfordernisse des Betriebes und die Erholungs-
möglichkeit des Angestellten zu bestimmen."

§ 7 . Nach dem § 17 des Angestelltengesetzes
sind als § 17 a und § 17 b einzuschalten:

„§ 17 a. (1) Während des Urlaubes behält der
Angestellte den Anspruch auf das Entgelt.

(2) Der Berechnung des Urlaubsentgeltes nach
Abs. (1) ist der Gehalt zugrunde zu legen, der
sich aus der für den Angestellten geltenden
Normalarbeitszeit ergibt.

(3) Ist Verpflegung vereinbart und nimmt sie
der Angestellte während des Urlaubes nicht in
Anspruch, so ist ihm an ihrer Stelle ein Betrag
in der Höhe seiner auf die Dauer des Urlaubes
entfallenden Geldbezüge zu vergüten.

(4) Die Beträge nach Abs. (1) bis (3) sind bei
Antr i t t des Urlaubes für die ganze Urlaulbsdauer
im voraus zu bezahlen.

(5) Das Urlaubsentgelt ist der Exekution ent-
zogen, soweit sie nicht Unterhaltsansprüche be-
trifft.

§ 17 b . Der Angestellte verliert den Anspruch
auf Urlaub, wenn er ohne wichtigen Grund vor-
zeitig austritt oder wenn ihn ein Verschulden
an der vorzeitigen Entlassung trifft."

§ 8. In § 40 des Angestelltengesetzes sind die
Worte „17, Abs. 1 bis 6" durch die Wor te
„17, 17 a" zu ersetzen.

Artikel VI.

§ 9. Der § 15 des Bundesgesetzes vom 26. Sep-
tember 1923, B. G. Bl. Nr . 538, über den Dienst-
vertrag der Angestellten in land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieben (Gutsangestelltengesetz) hat
zu lauten:

„§ 15. (1) Dem Dienstnehmer gebührt in jedem
Dienstjahr ein ununterbrochener Urlaub. Das
Urlaubsausmaß beträgt bei einer Dienstzeit von
weniger als fünf Dienstjahren zwölf Werktage;
es erhöht sich auf achtzehn Werktage, wenn das
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Dienstverhältnis ohne Unterbrechung fünf Jahre,
auf vierundzwanzig Werktage, wenn es zehn
Jahre und auf dreißig Werktage, wenn es fünf-
undzwanzig Jahre gedauert hat .

(2) Jugendlichen Dienstnehmern gebührt bis
zum Ende des Dienstjahres, in dem sie das
18. Lebensjahr vollenden, in jedem Dienstjahr
ein ununterbrochener Urlaub von achtzehn
Werktagen.

(3) Der Anspruch auf Urlaub im ersten Dienst-
jahr entsteht nicht vor Zurücklegung einer un-
unterbrochenen Dienstzeit von sechs Monaten.

(4) Wenn das Dienstverhältnis wenigstens zwei
Jahre ununterbrochen gedauert hat , so ist die in
anderen Dienstverhältnissen im Inlande. zuge-
brachte Dienstzeit als Angestellter, Arbeiter oder
Lehrling, sofern sie mindestens je sechs Monate
gedauert ha t , für die Bemessung der Urlaubs-
dauer bis zum Höchstausmaß von fünf Jahren
anzurechnen. I m Falle einer Übernahme in das
Angestelltenverhältnis wird die Dienstzeit als
Arbeiter bei demselben Dienstgeber sofort zur
Gänze angerechnet.

(5) Dienstzeiten [Abs. (4)], die zwischen dem
13. März 1938 und dem 27. April 1945 im
Deutschen Reich oder in vom Deutschen Reich
besetzten Gebieten zurückgelegt wurden, gelten
als im Inlande zugebrachte Dienstzeiten.

(S) Zeiten, während deren Personen, die dem
Opfer-Fürsorgegesetz vom 17. Juli 1945, St. G.
Bl. N r . 90, unterliegen, nachweisbar aus polit i-
schen Gründen in Haft waren, sind für die Be-
messung der Urlaubsdauer voll anzurechnen.
Diese Anrechnung findet nicht statt, soweit ein
Dienstverhältnis während der Haf t aufrechtge-
blieben und aus diesem Grunde für die Urlaubs-
dauer zu berücksichtigen ist.

(7) H a t das Dienstverhältnis ununterbrochen
sechs Monate gedauert, so ist dem Dienstnehmer,
der Hochschulstudien zurückgelegt hat , für die
Bemessung de r Urlaubsdauer eine de r gewöhn-
lichen Dauer dieser Studien entsprechende Zeit,
soweit sie fünf Jahre nicht übersteigt, anzu-
rechnen.

(8) Für die Bemessung der Urlaubsdauer sind
Dienstzeiten, die keine längeren Unterbrechungen
als jeweils sechzig Tage aufweisen, zusammen-
zurechnen.

(9) Die Zeit, während der ein Dienstnehmer
durch Krankheit oder durch einen Unglücksfall
an der Leistung seiner Dienste verhindert ist,
darf in den Urlaub nicht eingerechnet werden.

(10) De r Urlaub kann in zwei Teilen gewährt
werden, doch darf ein Teil nicht weniger als
sechs Werktage betragen. Durch Kollektiv-
vertrag kann eine andere Regelung getroffen
werden.

(11) Der Zei tpunkt des Urlaubsantri t tes ist im
Einvernehmen zwischen dem Dienstgeber und
dem Dienstnehmer unter Rücksichtnahme auf
die Erfordernisse des Betriebes und die Er-

holungsmöglichkeit des Dienstnehmers zu be-
stimmen."

§ 10. Nach dem § 15 des Gutsangestellten-
gesetzes sind als § 15 a und. 15 b einzuschalten;

„§ 15 a. (1) Während des Urlaubes behält der
Dienstnehmer den Anspruch auf das Entgelt.

(2) D e r Berechnung des Urlaubsentgeltes nach
Abs. (1) ist d e r Gehalt zugrunde zu legen, der
sich aus der für den Dienstnehmer geltenden
Normalarbeitszeit ergibt.

(3) Ist Verpflegung vereinbart und n immt sie
der Dienstnehmer während des Urlaubes nicht in
Anspruch, so i n ihm an ihrer Stelle ein Betrag
in der H ö h e seiner auf die Dauer des Urlaubes
entfallenden Geldbezüge zu vergüten.

(4) Die Bezüge nach Abs. (1) bis (3) sind bei
Antr i t t des Urlaubes für die ganze Urlaubsdauer
im voraus zu bezahlen.

(5) Das Urlaubsentgelt ist de r Exekution ent-
zogen, soweit sie nicht Unterhaltsansprüche be-
trifft."

„§ 15 b . Der Dienstnehmer verliert den An-
spruch auf Urlaub, wenn er o h n e wichtigen
Grund vorzeitig austrit t oder wenn ihn ein Ver-
schulden an der vorzeitigen Entlassung trifft."

Artikel VII .
A u f h e b u n g v o n V o r s c h r i f t e n .
§ 11. Für die in diesem Bundesgesetz ge-

regelten Dienstverhältnisse finden die Bestim-
mungen des § 21 des Gesetzes über Kinderarbeit
und über die Arbeitszeit der Jugendlichen (Ju-
gendschutzgesetz) vom 30. April 1938, Deut-
sches R. G. Bl. I S. 437, samt den dazugehörigen
Bestimmungen der Ausführungsverordnung zu
diesem Gesetz vom 12. Dezember 1938, Deut-
sches R. G. Bl. I S. 1777, und der Verordnung
über den Urlaub der Jugendlichen in der Haus-
wirtschaft, Land- und Forstwirtschaft, See- und
Binnenschiffahrt und in verwandten Wirtschafts-
zweigen (Jugendurlaubsordnung) vom 15. Juni
1939, Deutsches R.G.Bl. I S. 1029, keine An-
wendung.

W i r k s a m k e i t s b e g i n n u n d V o l l -
z i e h u n g .

§ 12. (1) Dieses Bundesgesetz tritt am Tage
der Kundmachung in Kraft. Die Bestimmungen
der Artikel I, V und VI wirken, soweit sie den
Urlaubsanspruch und die Anrechnung von
Dienstzeiten regeln, auf die Zeit vom Beginn des
Dienstjahres an zurück, in den der Wirksamkeits-
beginn dieses Bundesgesetzes fällt

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für soziale Verwaltung
im Einvernehmen mit den beteiligten Bundes-
ministerien, hinsichtlich der Artikel V und VI
das Bundesministerium für Justiz im Einver-
nehmen mit den beteiligten Bundesministerien
betraut.

Renner
Figl Maisel Gerö
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175. Bundesgesetz vom 25. Juli 1946,
womit das Gesetz vom 29. August 1945,
St. G. BI. Nr. 147, über die Lenkung des Pa-
pierverbrauches für Druckzwecke (Papiever-
brauchs-Lenkungsgesetz) abgeändert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.
In § 5 des Gesetzes vom 29. August 1945,

St. G.Bl. Nr. 147, über die Lenkung des Papier-
verbrauches für Druckzwecke (Papierverbrauchs-
Lenkungsgesetz) treten an die Stelle der Worte:
„bis 30. Juni 1946" die Worte: „bis 31. Dezem-
ber 1946".

Artikel II.

Das Papierverbrauchs - Lenkungsgesetz kann
durch Verordnung zu. einem früheren Zeitpunkt
außer Kraft gesetzt werden.

Artikel III.

Dieses Bundesgesetz tritt rückwirkend mit
1. Juli 1946 in Kraft; Mit seiner Vollziehung ist
das Bundesministerium für Inneres im Einver-
nehmen mit den beteiligten Bundesministerien
betraut.

Renner
Figl Helmer

176. Bundesgesetz vom 26. Juli 1946 über
Beihilfen zum Wiederaufbau kriegsbeschä-
digter land- und forstwirtschaftlicher Be-
triebe (Landwirtschaftliches Wiederaufbau-

gesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Zum Wiederaufbau land- und forst-
wirtschaftlicher Wohn- und Wirtschaftsgebäude,
die durch Kriegsereignisse zerstört oder beschä-
digt wurden, und die sich nicht im Eigentum
des Bundes, eines Bundeslandes oder der Ge-
meinde Wien befinden, werden auf Ansuchen
des Geschädigten aus den Mitteln des beim
Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft zu errichtenden land- und forstwirt-
schaftlichen Wiederaufbaufonds und nach Maß-
gabe der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
Beihilfen geleistet, wenn ohne sie und die zur
Verfügung stehenden Eigenmittel der Wieder-
aufbau oder eine geordnete Wirtschaftsführung
des beschädigten Betriebes unmöglich wäre.

(2) Beihilfen nach Abs. (1) dürfen nur bis zu
50 v. H., in besonderen Notfällen bis zu höch-
stens 75 v. H. der notwendigen Baukosten ge-
währt werden. Als solche gelten auch die Mehr-
kosten für die Ausführung eines Neubaues an
anderer Stelle sowie für Verbesserungen und
sonstige Änderungen, soweit bau- oder feuer-
polizeiliche, wohnungshygienische, betriebs- oder

allgemeinwirtschaftliche Gründe den Anlaß
geben und der Wert des Gebäudes sich hiedurch
für den Geschädigten nicht wesentlich erhöht.

§ 2. (1) Der Fonds führt den Namen „Land-
und forstwirtschaftlicher Wiederaufbaufonds",
ist ein selbständiger Vermögensträger mit eige-
ner Rechtspersönlichkeit und wird durch den
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft
vertreten. Für den Fonds wird in der Weise
rechtsgültig gezeichnet, daß der Bundesminister
für Land- und Forstwirtschaft oder die von ihm
hiezu beauftragte Person unter den gesetzlichen
Namen des Fonds seine Unterschrift setzt. Vor
Gericht wird der Fonds durch die Finanzpro-
kuratur vertreten.

(2) Die Verwal tung des Fonds, insbesondere
die Gewährung der Beihilfen, erfolgt durch das
Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft un te r Mitwirkung eines vom Hauptaus-
schusse des Nationalrates nach dem Proporz ge-
wählten Beirates.

(3) Die Gebarung des Fonds unterliegt der
Aufsicht des Rechnungshofes.

(4) Das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft ha t im Einvernehmen mi t dem
Bundesministerium für Finanzen für den 31. De-
zember jedes Jahres einen Rechnungsabschluß
des Fonds zu erstellen.

§ 3 . (1) Ansuchen um Beihilfen sind im Wege
der Landwirtschaftskammern dem Bundesmini-
sterium für Land- und Forstwirtschaft vorzu-
legen.

(2) Die Form der Ansuchen und der Zeit-
punkt , bis zu dem sie einzubringen sind, wird
durch Verordnung bestimmt.

(3) Das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft hat bei der Beurteilung der vor-
gelegten Ansuchen u n d der Bewilligung der Bei-
hilfen die Grundsätze möglichster Sparsamkeit
. anzuwenden.

§ 4. (1) Die erforderlichen Geldmit te l des
Fonds werden durch einen durch drei Jahre ein-
zuhebenden 30prozentigen Wiederaufbaubeitrag
vom Grundsteuermeßbetrage aller land- u n d
forstwirtschaftlichen Betriebe und der Betriebs-
grundstücke land- und forstwirtschaftlicher Ar t
aufgebracht. Die Beitragsverpflichtung gilt nicht
für Betriebe und Betriebsgrundstücke des Bun-
des, der Bundesländer und der Gemeinde Wien.

(2) Den nach Abs. (1) einzuhebenden Wieder-
aufbaubeitrag hat das Finanzamt von amts-
wegen festzusetzen und mittels Zahlungsauftrag
dem Beitragspflichtigen bekanntzugeben. Die
Gemeinden sind bei der Vorschreibung u n d Ein-
hebung den Finanzämtern zur Hilfeleistung ver-
pflichtet.

(3) Gegen den Zahlungsauftrag nach Abs. (1)
ist als Rechtsmittel lediglich die Beschwerde an
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die Finanzlandesdirektion zulässig. Sie ist binnen
30 Tagen, von dem auf die Zustellung nächst-
folgenden Tag gerechnet, bei dem zuständigen
Finanzamte einzubringen. Gegen die Entschei-
dung der Finanzlandesdirektion ist ein weiteres
Rechtsmittel unzulässig.

(4) Der Wiederaufbaubeitrag nach Abs. (2) ist
jeweils mit der Hälfte des Jahresbetrages bis zum
15. Mai und 15. November jedes Jahres zu ent-
richten. Erstmalig ist er zum 15. November
1946 für das zweite Halbjahr 1946 vorzu-
schreiben.

(5) Für nicht mehr als einjährige Rückstände
des Wiederaufbaubeitrages samt ebensolchen
Säumniszuschlägen haftet auf der Liegenschaft
ein gesetzliches Pfandrecht vor allen privat-
rechtlichen Pfandrechten.

(6) Beitragspflichtigen, die durch Kriegs- oder
Elementarereignisse Schäden erlitten haben, kann
das Finanzamt unter sinngemäßer Anwendung
der Vorschriften über Grundsteuerermäßigugen
anläßlich von Schäden durch Naturereignisse
den Wiederaufbaubeitrag ganz oder teilweise
nachsehen.

(7) Im übrigen sind auf den Wiederaufbau-
beitrag, soweit dieses Bundesgesetz nichts an-
deres bestimmt, die steuerrechtlichen Vor-
schriften sinngemäß anzuwenden.

§ 5 . (1) Das Ausmaß der gemäß § 1 zu leis-
tenden Beihilfen darf die Höhe des durch die
Wiederaufbaubeiträge aufgebrachten Gesamt-
betrages nicht übersteigen.

(2) U m die sofortige Gewährung von Beihilfen
unabhängig vom Eingange der Wiederaufbau-
beiträge zu ermöglichen, wird das Bundesmini-
sterium für Finanzen ermächtigt, dem Fonds

die nach diesem Bundesgesetze erforderlichen
Erfordernisse bis zur voraussichtlichen H ö h e des
dreijährigen Gesamtertrages des Wiederaufbau-
beitrages zinsenlos zur Verfügung zu stellen.

§ 6. (1) Sollte sich bei Durchführung dieses
Bundesgesetzes ergeben, daß der dreijährige Ge-
samtertrag der Wiederaufbaubeiträge nicht er-
möglicht, in allen begründeten Fällen Beihilfen
im Rahmen der Bestimmungen des § 1' zu ge-
währen, wird der Wiederaufbaubeitrag bis zur
Erfüllung dieser Aufgaben, jedoch nicht länger
als drei Jahre über den in § 4, Abs. (1), vor-
gesehenen Zeitraum eingehoben.

(2) Der Fonds ist nach Erfüllung seiner Auf-
gabe vom Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium für Finanzen durch Verordnung
aufzulösen. Nach Abrechnung des Fonds ist ein
allfälliger Vermögensrest vom Bundesministe-
rium für Land- und Forstwirtschaft für Zwecke
der land- und forstwirtschaftlichen Besitzfesti-
gung zu verwenden.

§ 7. Die zur Erfüllung der Aufgaben dieses
Bundesgesetzes erforderlichen Rechtsgeschäfte,
Amtshandlungen, Urkunden, Protokolle, Ein-
gaben, amtlichen Ausfertigungen und Zeugnisse
sind Steuer- und gebührenfrei; Die Beihilfen
unterliegen weder der Einkommen- noch der
Körperschaftssteuer.

§ 8. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist das Bundesministerium für Land-
und Forstwirtschaft im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Finanzen betraut.

Renner
Figl Kraus Zimmermann


